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Unterdessen wurden Versuche, das „deutsche staats- und rechtswissenschaftliche Erbe“ fruchtbar zu machen, 
mit großer Schärfe zurückgewiesen20.

Eine gewisse Konsolidierung war 1963 erreicht. Der VI. Parteitag der SED vom 15.—21. Januar 1963 ver­
langte daher in dem von ihm beschlossenen Parteiprogramm den „umfassenden Aufbau des Sozialismus“21, wo­
zu auch — neben einem neuen Zivil- und einem Familiengesetzbuch — die Ausarbeitung eines neuen Strafgesetz­
buches gehöre22. Am 4. April 1963 wurde — gleichzeitig mit der Verkündung des grundlegenden „Erlasses des 
Staatsrates der Deutschen Demokratischen Republik über die grundsätzlichen Aufgaben und die Arbeitsweise 
der Organe der Rechtspflege“23 vom Staatsrat eine Kommission zur Ausarbeitung des Strafgesetzbuches, der 
Strafprozeßordnung und des Gesetzes zur Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten eingesetzt. Die Kommission 
umfaßte zunächst 6124, später 65 Mitglieder25, davon 16 oder 17 Juristen aus Justiz und Rechtswissenschaft26, 
die übrigen aus anderen Berufen; ihr wird in der DDR-Literatur ein repräsentativer Charakter zugesprochen27. 
Die Kommission wurde vom Justizminister der DDR geleitet und trat am 5. 7. 1963 zu ihrer konstituierenden 
Sitzung zusammen. Sie bildete 9 Unterkommissionen, in die weitere über 100 Personen berufen wurden28 29. Der 
Entwurf sollte bis zum Mai 1964 fertiggestellt werden20.

Bei der Ausarbeitung zeigten sich jedoch erneut stärkere Kontroversen in den Grundsatzfragen, als man zu­
nächst erwartet hatte. Diese traten vor allem auf einer Konferenz über Grundfragen des neuen Strafgesetzbuchs 
der DDR hervor, die am 5. und 6. November 1963 in der Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft „Walter 
Ulbricht“ in Potsdam-Babelsberg stattfand30 und auf der der Generalstaatsanwalt der DDR die „Zerrissenheit“ 
der Strafrechtswissenschaft beklagte31. So konnte die Kommission den Entwurf erst am 27. Januar 1967 „zur 
Diskussion stellen“32.

Der Entwurf wurde jedoch im Gegensatz zu früheren nicht veröffentlicht. Die DDR-Publizistik versucht aller­
dings, entsprechende Vorhalte mit dem Hinweis zu entkräften, der Entwurf habe in 35 000 Sonderdrucken „den 
Diskussionsteilnehmern zur Verfügung gestanden“33. Danach soll der Entwurf im Februar und März 1967 in 
den Rechtspflegeorganen beraten und ferner in etwa 750 Veranstaltungen mit ausgewählten Teilnehmern disku­
tiert worden sein. Dabei wird offen zugegeben, daß die Hauptfunktion der Diskussion des Entwurfes weniger in 
der Einflußnahme der Rechtsunterworfenen auf die Abfassung des Gesetzes als vielmehr umgekehrt in der Mo­
bilisierung der Bevölkerung zur Effektivierung des Gesetzes lag: „Die Gesamteinschätzung der Diskussion zeigt, 
daß sie wesentlich dazu beitrug, die Bevölkerung zur Wachsamkeit und zur Förderung der Disziplin, zur bewuß­
ten Einhaltung des sozialistischen Rechts, zum Kampf gegen die Kriminalität und andere Rechtsverletzungen und 
zur Überwindung ihrer Ursachen zu mobilisieren“34. Immerhin sollen auf Grund dieser Beratung und Diskussion
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ger der Kreis der an der Ausarbeitung unmittelbar Beteiligten auf etwa 250 erweitert worden sein. Diese Angabe wurde 
jedoch bei der Schilderung des Zustandekommens vor der Volkskammer nicht wiederholt.

29 H. Benjamin aaO (Fuß. 24).
30 Vgl. Grundfragen des neuen Strafgesetzbuches der Deutschen Demokratischen Republik, o. J. (1964).
31 Vgl. /. Lekschas, Zur materiellen Eigenschaft der Straftaten, Neue Justiz 1963, S. 779, Anm. 2.
32 H. Benjamin, Grundlagen und Charakter des StGB-Entwurfs, Neue Justiz 1967, 97 ff.
33 Benjamin aaO (s. o. Fußn. 25), S. 15.
34 AaO, S. 16.

1 *


